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(Nr. 10205.) Geſetz, betreffend die Polizeiverwaltung in den Stadtkreiſen Charlottenburg, 
Schöneberg und Rixdorf. Vom 13. Juni 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
SE 
Die Stadtkreiſe Berlin, Charlottenburg, Schöneberg und Rirdorf bilden 
den Landespolizeibezirk Berlin. Landespolizeibehörde iſt der Polizeipräſident von 
Berlin. 


§. 2. 

Für die Stadtkreiſe Charlottenburg, Schöneberg und Nixdorf werden fol⸗ 

gende Beſtimmungen getroffen: 

1. Die Zuſtändigkeit des Regierungspräſidenten zu Potsdam in polizei⸗ 
lichen Angelegenheiten, insbeſondere hinſichtlich des Polizeiverordnungs— 
rechts, der Aufſicht über die Ortspolizeiverwaltung und der Entſcheidung 
auf Beſchwerden gegen Verfügungen der Ortspolizeibehörden, wird, 
mit Einſchluß der Dienſtaufſicht über die bei den Ortspolizeibehörden 
angeſtellten Beamten, auf den Polizeipräſidenten von Berlin übertragen. 

2. Als entſcheidende Disziplinarbehörde erſter Inſtanz für die bei den 
Ortspolizeibehörden angeſtellten Beamten tritt an die Stelle der Re⸗ 
gierung in Potsdam das Polizeipräſidium in Berlin. 

3. Die Zuſtändigkeit des Bezirksausſchuſſes zu Potsdam in polizeilichen 
Angelegenheiten geht auf den Bezirksausſchuß zu Berlin über. Soweit 
jedoch der Oberpräſident in Betreff der im Beſchlußverfahren zu be 
handelnden Angelegenheiten für den Stadtkreis Berlin an Stelle des 
Bezirksausſchuſſes zuſtändig iſt, tritt er auch für die Stadtkreiſe Char⸗ 
lottenburg, Schöneberg und Rixrdorf an die Stelle des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes. 
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Ausgegeben zu Berlin den 17. Juli 1900. 
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4. In den Fällen der $$. 115, 117 des Geſetzes über die Zuſtändigkei 
der Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 
1883 (Geſetz-Samml. S. 237) und in dem Falle des §. 3 der Ver 
ordnung vom 31. Dezember 1883 (Geſetz-Samml. 1884 S. 7) zur 
Ausführung des Reichsgeſetzes vom 1. Juli 1883, betreffend Abänderung 
der Gewerbeordnung, beſchließt an Stelle des Bezirksausſchuſſes der 
Polizeipräſident von Berlin. Gegen den verſagenden Beſchluß findet 
innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. 

5. Soweit in polizeilichen Angelegenheiten der Provinzialrath in erſter 
Inſtanz zu beſchließen hat, tritt an ſeine Stelle der Oberpräſident, ſoweit 
er in zweiter Inſtanz zu beſchließen hat, der zuſtändige Miniſter. 

Bezüglich der vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes anhängig gemachten 

Sachen finden die vorſtehenden Beſtimmungen keine Anwendung. 


§. 3. 
Polizeivorſchriften, welche von dem Oberpräſidenten der Provinz Branden⸗ 
burg für den Umfang der ganzen Provinz erlaſſen werden, finden auf die Stadt⸗ 
kreiſe Charlottenburg, Schöneberg und Rixdorf keine Anwendung. 


§. 4. 

Bei dem Bezirksausſchuſſe zu Berlin werden zwei Abtheilungen gebildet. 
Die erſte Abtheilung iſt zuſtändig für die polizeilichen Angelegenheiten aus den 
Stadtkreiſen Berlin, Charlottenburg, Schöneberg und Rixdorf, die zweite Ab⸗ 
theilung für die ſonſtigen Angelegenheiten aus dem Stadtkreiſe Berlin, die zur 
Zuſtändigkeit des Bezirksausſchuſſes gehören. 

Der Präſident und die ernannten Mitglieder gehören beiden Abtheilungen 
an, ſofern nicht für jede Abtheilung beſondere Mitglieder ernannt werden. 

Von den vier anderen Mitgliedern der erſten Abtheilung werden zwei durch 
den Provinzialausſchuß der Provinz Brandenburg gewählt. In gleicher Weiſe 
wählt dieſer zwei Stellvertreter. Wählbar iſt, mit den aus $. 28 Abſ. 4 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz— 
Samml. S. 195) ſich ergebenden Einſchränkungen, jeder zum Provinziallandtage 
wählbare Einwohner der Stadtkreiſe Charlottenburg, Schöneberg und Nixdorf, 
Die beiden übrigen zu wählenden Mitglieder der erſten Abtheilung und deren 
Stellvertreter werden, wie die vier zu wählenden Mitglieder der zweiten Abtheilung 
und deren Stellvertreter, nach Vorſchrift des §. 43 Abſ. 2 Nr. 2 a. a. O. ge 
wählt. Die Wahl der Mitglieder der beiden Abtheilungen erfolgt auf ſechs 
Jahre. Im Uebrigen gelten die für den Bezirksausſchuß beſtehenden Vorſchriften 
ſinngemäß für jede Abtheilung. 

§. 5 


Innerhalb des Landespolizeibezirkes Berlin find bei Störungen der öffent⸗ 
lichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung, bei Feuersbrünſten und in ſonſtigen 
dringenden Fällen die Beamten der Ortspolizeibehörden gleichmäßig zur Vor⸗ 
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nahme von Amtshandlungen berechtigt. Den Anordnungen des zuſtändigen 


Ortspolizeiverwalters haben dabei auch die ihm nicht unterſtellten Beamten Folge 
zu leiſten. ö 


N 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1900 in Kraft. Mit demſelben Zeit⸗ 
punkte verliert das Geſetz vom 12. Juni 1889 (Gefeß-Samml. S. 129) für die 
Stadtkreiſe Charlottenburg, Schöneberg und Rixdorf ſeine Geltung. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Homburg, den 13. Juni 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
i v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


(Nr. 10206.) Geſetz, betreffend die Regulirung des Hochwaſſerprofils der Weichſel von 
Gemlitz bis Pieckel. Vom 25. Juni 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


F 


9 
1 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
ae 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Verbeſſerung des Hochwaſſer⸗ 

abfluſſes in der Weichſel und Nogat 

a) eine Regulirung des Hochwaſſerprofils der Weichſel von Gemlitz auf⸗ 
wärts bis Pieckel nach Maßgabe der dafür aufgeſtellten, auf 
8868230 Mark berechneten Projekte von 1893/95, 

b) dem Antrage der betheiligten Deichverbände entſprechend eine Erhöhung 
der Stromdeiche innerhalb der Grenzen des zu à erwähnten Projekts 
auf 11½1 Meter am Dirſchauer Pegel nach Maßgabe des dafür auf 
geſtellten, auf 332 400 Mark berechneten Projektnachtrags 

herbeizuführen. 13 

Zur Ausführung der im §. 1 unter a und b erwähnten Projekte haben 
die betheiligten Deichverbände, dem Fortſchreiten der Arbeiten entſprechend, folgende 
Zuſchüſſe zu leiſten und zwar: 

1. der Marienburger Deichverband: 

De b 2091000 Mark, 
))) 217600 - 


„ 
2. der Danziger Deichverband: 


J 8Ä 1109000 Mark, 

z)) 8 114 200 
3. der Falkenauer Deichverband: 

ws in en 150000 „ 
4. der Elbinger Deichverband: i 

F u en ne 200000 „ 


DL 

Sofern nicht eine anderweite Vereinbarung ftattfindet, haben der Marien 
burger, Danziger und Elbinger Deichverband zuſammen ein Drittel der Koſten, 
welche durch die ſtaatsſeitige Ausführung von Aufeiſungsarbeiten auf der im 
Regierungsbezirke Danzig belegenen Strecke der Weichſel verurſacht werden, am 
1. Juli eines jeden Jahres dem Staate zu erſtatten. Dabei ſind diejenigen 
Koften, welche durch die Neuanſchaffung der für die Aufeiſungsarbeiten erforder 
lichen Schiffe entſtehen, nicht in Rechnung zu ſtellen. 
i Zur Deckung dieſes Drittels, welches nicht mehr als fünfzehn Pfennige 
für das Hektar der zu dieſen Verbänden gehörigen Geſammtfläche betragen darf, 
haben der Marienburger Deichverband vier Siebentel, der Danziger Deichverband 
zwei Siebentel und der Elbinger Deichverband ein Siebentel beizutragen. Ver⸗ 
einbaren ſie mit Genehmigung ihrer Aufſichtsbehörde einen anderweiten Vertheilungs⸗ 
maßſtab, ſo iſt dieſer maßgebend. f 

Die Höhe der Beiträge wird für jeden dieſer Verbände von dem Ober⸗ 
Präſidenten zu Danzig feſtgeſetzt. Gegen ſeine Feſtſetzung findet binnen zwei 
Wochen die bei ihm anzubringende Beſchwerde an die im H. 4 dieſes Geſetzes 
bezeichneten Miniſter ſtatt, welche endgültig entſcheiden. 


$. 4. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
und dem Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten übertragen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“, Kiel, den 25. Juni 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 


Schönſtedt. Brefeld. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. v. Tirpitz. 
Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


